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Christian Gutknecht stellte am 23. Juni 2014 bei der Universitätsbibliothek Basel ein 
Gesuch um Zugang zu amtlichen Dokumenten (z.B. Offerten, Rechnungen oder Ver­ 
träge), aus denen hervorgeht, wieviel die Universitätsbibliothek Basel an die Verlage 
Elsevier, Springer und Wiley in den Jahren 2010 bis 2016 bezahlt hat beziehungs­ 
weise bezahlen wird. Mit begründeter Verfügung vom 11. August 2014 wies die Ver­ 
waltungsdirektion der Universität Basel das Gesuch ab. Dagegen erhob Christian 
Gutknecht Rekurs bei der Rekurskommission der Universität Basel, welche diesen 
mit Entscheid vom 19. Dezember 2014 abwies. 

.. 
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Sachverhalt 

Gegen diesen Entscheid hat Christian Gutknecht am 2. Februar 2015 Rekurs beim 
Verwaltungsgericht erhoben und mit Eingabe vom 12. März 2015 begründet. Damit 
verlangt er die Aufhebung der Verfügung der Universität Basel vom 11. August 2014 
und die Gewährung der Akteneinsicht, eventualiter die Rückweisung der Angelegen­ 
heit zur Neubeurteilung an die Vorinstanz bzw. die Universität Basel. Mit Eingabe 
vom 19. März 2015 beantragt die Rekurskommission der Universität die Abweisung 
des Rekurses unter Verweis auf die Ausführungen im angefochtenen Entscheid. Die 
Universität Basel, vertreten durch die Verwaltungsdirektion, beantragt mit ihrer Ver­ 
nehmlassung vom 13. Mai 2015 ebenfalls die Abweisung des Rekurses. Der Rekur­ 
rent hat mit Eingaben vom 14. Juli 2015,20. April 2016 und 26. September 2016 wei­ 
tere Unterlagen eingereicht. Die Vorbringen der Parteien ergeben sich, soweit für den 
vorliegenden Fall von Bedeutung, aus dem angefochtenen Entscheid und den nach­ 
folgenden Erwägungen. Der vorliegende Entscheid ist unter Beizug der Vorakten auf 
dem Zirkulationsweg ergangen. 

Erwägungen 

1. 
1.1 Angefochten ist vorliegend ein Entscheid der Rekurskommission der Universi­ 
tät Basel, mit welchem der Rekurs gegen die Ablehnung des Gesuchs um Zugang zu 
bestimmten Dokumenten der Universitätsbibliothek durch die Verwaltungsdirektion 
der Universität Basel abgewiesen worden ist. Verfügungen von universitären Instan­ 
zen unterliegen gemäss § 41 Abs. 2 des Vertrages zwischen den Kantonen Basel­ 
Landschaft und Basel-Stadt über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel 
(Universitätsvertrag; SG 442.400) dem Rekurs an die Rekurskommission der Univer­ 
sität Basel. Die darauf gestützten Rekursentscheide können gemäss § 41 Abs. 3 
Universitätsvertrag nach den allgemeinen Bestimmungen über die Verwaltungs­ 
rechtspflege an das Verwaltungsgericht weitergezogen werden. Aus dieser Regelung 
ergibt sich die funktionelle und sachliche Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts zur 
Beurteilung des vorliegenden Rekurses. 
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1.2 Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die Verfas­ 
sungs- und Verwaltungsrechtspflege (VRPG, SG 270.100; vgl. auch 
VGE VD.2012.189 vom 28. Juni 2013 E. 1.2; VGE VD.2010.85 vom 24. März 2011 
E. 1.1). Zum Rekurs ist gemäss § 13 Abs. 1 VRPG legitimiert, wer durch den ange­ 
fochtenen Entscheid berührt ist und an dessen Aufhebung oder Abänderung ein 
schutzwürdiges Interesse hat. Dieses Interesse kann rechtlicher oder auch bloss tat­ 
sächlicher Natur sein. Der Rekurrent ist als Adressat des angefochtenen Entscheids 
von diesem berührt und hat demnach ein schutzwürdiges Interesse an dessen Auf­ 
hebung. Der Rekurs wurde rechtzeitig angemeldet und innert der vorgeschriebenen 
Frist begründet (§ 16 Abs. 2 VRPG). Auf den Rekurs ist somit einzutreten. 

1.3 Die Kognition richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen von 
§ 8 VRPG. Danach hat das Verwaltungsgericht zu prüfen, ob die Vorinstanz den 
Sachverhalt unrichtig festgestellt, wesentliche Form- oder Verfahrensvorschriften ver­ 
letzt, öffentliches Recht nicht oder nicht richtig angewendet oder von dem ihr zu­ 
stehenden Ermessen einen unzulässigen Gebrauch gemacht hat (statt vieler VGE 
VD.2010.189 vom 9. Februar 2011 E.1.1 mit Hinweisen). Die Angemessenheit des 
angefochtenen Entscheids hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht eine besondere 
gesetzliche Grundlage besteht, nicht zu überprüfen (statt vieler VGE VD.2012.153 
vom 1. März 2013 E. 1.1 betreffend Rekurs gegen die Verweigerung eines Gesuchs 
um Informationszugang). 

2. 
2.1 Die Verwaltungsdirektion der Universität Basel hat das Gesuch des Rekurren­ 
ten um Einsicht in bestimmte Dokumente der Universitätsbibliothek betreffend deren 
Zahlungen im Zeitraum von 2010-2016 aus den Verträgen mit den drei Verlagen aus 
drei Erwägungen heraus abgelehnt (Verfügung vom 11. August 2014): Erstens hat 
sie die Anwendbarkeit des Gesetzes über die Information und den Datenschutz (IDG; 
SG 153.260) verneint, weil die Universität im Bereich Medienerwerb nicht hoheitlich, 
sondern privatrechtlieh handle. Darüber hinaus könne das Gesuch verweigert wer­ 
den, da es sich bei den eingeforderten Informationen um Geschäftsgeheimnisse der 
drei Verlage handle, deren Bekanntgabe zu Marktverzerrungen und zu einem sub­ 
stanziellen Schaden der Verlage führen könnte. Drittens habe die Universität in den 
Verträgen eine Vertraulichkeitsklausel unterzeichnet. Sie riskiere mit der Verletzung 
dieser Klausel Schadenersatzforderungen seitens der Verlage, die Kündigung der 
Verträge sowie die Beendigung der Geschäftsbeziehungen. Zusammenfassend 
kommt die Verwaltungsdirektion zum Schluss, dass aufgrund der Interessenabwä­ 
gung das private Interesse der Verlage an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse 
und damit verbunden das öffentliche Interesse der Universität, die Vertragsbezie­ 
hungen mit den drei Verlagen nicht zu gefährden, höher zu gewichten sei als das In­ 
teresse des Rekurrenten auf Zugang zu den entsprechenden Informationen. 
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2.2 Die Vorinstanz hat sich in ihrem Rekursentscheid zunächst mit der Frage be­ 
fasst, ob das IDG aufgrund von § 2 Abs. 2 lit. a IDG, wonach das Gesetz keine An­ 
wendung finde, soweit ein öffentliches Organ am wirtschaftlichen Wettbewerb teil­ 
nimmt und dabei privatrechtlich handelt, überhaupt Geltung habe. Dabei hat sie zu­ 
nächst festgestellt, dass die Universität durch den Medienerwerb ohne Weiteres ei­ 
ner öffentlichen Aufgabe nachkomme. Fraglich sei, ob sie sich bei deren Erfüllung 
(ausschliesslich) im öffentlichen Recht bewege oder sich des Privatrechts bediene. 
Diese Frage hat die Vorinstanz in der Folge jedoch offen gelassen, weil unabhängig 
von ihrer Beantwortung die Universität gemäss anwendbarem kantonalen IDG nicht 
verpflichtet sei, die umstrittenen Lizenzpreise offenzulegen (angefochtener Ent­ 
scheid, E. 111.3). 

Die Vorinstanz hat darauf folgend geprüft, ob die Universität gestützt auf § 29 Abs. 1 
in Verbindung mit Abs. 3 lit. c IDG die Bekanntgabe verweigern könne. Nach diesen 
Bestimmungen sei die Bekanntgabe von bzw. der Zugang zu Informationen ganz 
oder teilweise zu verweigern, wenn eine besondere gesetzliche Geheimhaltungs­ 
pflicht oder ein überwiegendes öffentliches oder privates Interesse entgegenstehe. 
Ein entgegenstehendes privates Interesse liege insbesondere vor, wenn die Be­ 
kanntgabe von oder der Zugang zu Informationen verlangt werde, die dem öffent­ 
lichen Organ von Dritten freiwillig mitgeteilt worden seien und deren Geheimhaltung 
es zugesichert habe. Die Vorinstanz ist bei ihrer Prüfung zum Schluss gekommen, 
dass die umstrittenen Informationen der Universität zwar von einer Privatperson mit­ 
geteilt worden seien und dass die Universität auch deren Geheimhaltung zugesichert 
habe. Diese beiden Umstände seien unbestritten. Hingegen fehle es an der Freiwil­ 
ligkeit der Mitteilung, weil die Verlage die Preise hätten bekannt geben müssen, an­ 
sonsten gar kein Vertragsabschluss möglich gewesen wäre. Daher könne die Uni­ 
versität den Zugang zu den gewünschten Informationen nicht gestützt auf § 29 
Abs. 3 lit. c IDG verweigern (angefochtener Entscheid E. 111.4.2). 

Im Weiteren hat die Vorinstanz geprüft, ob der Bekanntgabe ein überwiegendes öf­ 
fentliches Interesse im Sinne von § 29 Abs.2 lit. d IDG entgegenstehen könnte. 
Nach dieser Bestimmung liegt ein öffentliches Interesse insbesondere vor, wenn die 
Bekanntgabe der oder der Zugang zur Information die Position in Verhandlungen be­ 
einträchtigt. Die Vorinstanz ist bei ihrer Prüfung zum Schluss gekommen, dass die 
Verletzung der Vertraulichkeitsklausel die Position der Universität bei weiteren Ver­ 
handlungen mit den drei Verlagen für den Zeitraum ab 2016 stark erschweren würde. 
Zudem sei es keineswegs unwahrscheinlich, dass es auch hinsichtlich der laufenden 
Verträge zu Schwierigkeiten wie allfällige Einstellung von Leistungen oder allfällige 
Klagen wegen Vertragsverletzung kommen könnte. Es sei ohne Weiteres nachvoll­ 
ziehbar, dass die Universität solche Risiken nicht leichthin in Kauf nehme, sondern 
die vertragliche Vertraulichkeitsvereinbarung bei der Interessenabwägung als höher 
gewichte. Die Universität sei daher nicht verpflichtet, der Öffentlichkeit die umstritte­ 
nen Lizenzpreise zugänglich zu machen (angefochtener Entscheid, E. 111.4.3). 
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3. 
Der Rekurrent rügt zunächst in formaler Hinsicht, dass die Vorinstanz weder die tat­ 
sächliche Existenz noch den genauen Wortlaut der angeblichen Vertraulichkeitsklau­ 
seln geprüft habe. Es sei nicht bewiesen, ob überhaupt und in welchem Umfang die 
Universität Basel Vertraulichkeit zugesichert habe (Rekursbegründung, S. 4). Es fällt 
auf, dass der Rekurrent erst im laufenden Verfahren vor Verwaltungsgericht die Exis­ 
tenz der Vertraulichkeitsklauseln bestreitet. Die Universität hatte bereits in ihrer ab­ 
lehnenden Verfügung vom 11. August 2014 ausdrücklich auf entsprechende Klau­ 
seln in ihren Verträgen hingewiesen, bei deren Verletzung man Schadenersatzforde­ 
rungen seitens der Verlage, die Kündigung der Verträge sowie die Beendigung der 
Geschäftsbeziehungen gewärtigen müsste. Desgleichen wies die Universität in ihrer 
Stellungnahme vom 22. Oktober 2014 an die Vorinstanz explizit auf den Bestand von 
Vertraulichkeitsklauseln hin ("Die Vertragsverhandlungen mit den drei Verlagen wur­ 
den von der Geschäftsstelle des Konsortiums geführt. (. . .) Teil dieser äusserst kom­ 
plexen Gesamtverhandlungen bildete die Vertraulichkeitsklausel. " [Stellungnahme 
der Universität Basel vom 22. Oktober 2014, S. 4]). Hätte der Rekurrent die Existenz 
der umstrittenen Klauseln bestreiten wollen, hätte er dies spätestens mit der Replik 
im vorinstanzlichen Rekursverfahren tun müssen. In seiner sich auf die genannte 
Stellungnahme der Universität beziehenden Eingabe vom 18. November 2014 findet 
sich indessen keinerlei entsprechende Bestreitung, geschweige denn ein Antrag auf 
Edition der betreffenden Verträge. Der Rekurrent hat damit die Existenz derartiger 
Klauseln implizit anerkannt. Unter diesen Umständen -ist es nicht zu beanstanden, 
dass die Vorinstanz stillschweigend von der Existenz solcher Vertraulichkeitsklausel 
ausging, zumal aus den im vorinstanzlichen Verfahren seitens der Universität ins 
Recht gelegten Korrespondenzen mit den betroffenen Verlagen ebenfalls die Exis­ 
tenz von Geheimhaltungsvereinbarungen hervorging. Der Rekurrent kann deshalb im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren ihren Bestand nicht mehr in Frage stellen. 
Schliesslich vermutet der Rekurrent selbst, dass auch die Rekursgegnerin die von 
ihm zitierten Vertraulichkeitsklauseln unterzeichnet hat (Rekursbegründung, S. 5 f.). 

4. 
4.1 In materieller Hinsicht macht der Rekurrent zunächst geltend, die Vertraulich­ 
keitsklausein seien nichtig, weil sie das IDG aushebein würden (Rekursbegründung, 
S. 6 f.). Für den Fall, dass übergeordnetes Recht eine Offenlegung verlange, werde 
eine solche zudem in einem Teil der Klauseln ausdrücklich vorbehalten. Entgegen 
der Auffassung des Rekurrenten verstossen die Vertraulichkeitsklauseln nicht gegen 
das IDG und sind mit dessen Sinn und Zweck vereinbar. Der Schutz von Geschäfts­ 
geheimnissen und Personendaten gehört zu den Zwecken des IDG (vgl. §§ 1 Abs. 2, 
29 Abs. 1 und 3 sowie 30 IDG). Für den Fall, dass die Informationen dem öffentlichen 
Organ von Dritten freiwillig mitgeteilt worden sind, wird die Zusicherung der Geheim­ 
haltung sogar ausdrücklich als möglicher Grund für die Verweigerung des Zugangs 
genannt (§ 29 Abs. 3 lit. c IDG). Wie sich aus den nachfolgenden Erwägungen ergibt, 
bestehen für die Vertraulichkeitsklauseln im vorliegenden Fall zudem nachvollziehba- 
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re objektive Gründe. Auch wenn in gewissen Vertraulichkeitsklauseln gesetzliche Of­ 
fenlegungspflichten vorbehalten sein mögen, ist damit offensichtlich nicht eine ge­ 
setzliche Bestimmung wie § 25 Abs. 1 lOG gemeint, die einen Informationszugang 
für Jedermann statuiert. Mit dem Vorbehalt einer solchen Bestimmung würden die 
Vertraulichkeitsklauseln jeglicher Bedeutung beraubt, was keinesfalls dem Willen der 
Vertragsparteien entsprochen haben kann. 

4.2 Weiter hält der Rekurrent in materieller Hinsicht dafür, dass die künftige Ver­ 
handlungsposition der Universität Basel durch die Offenlegung der Zahlungen an die 
Verlage entgegen der Annahme der Vorinstanz nicht geschwächt würde. Dass die 
Verlage ihre Inhalte künftig nicht mehr an die Universität verkaufen wollten, sei zwar 
theoretisch denkbar, entbehre aber jeglicher marktökonomischer Vernunft und wider­ 
spreche den Erfahrungen von anderen Bibliotheken, die ihre Zahlen offengelegt hät­ 
ten (Rekursbegründung, S. 8 ff.). 

4.3 Gemäss § 75 Abs. 2 der Kantonsverfassung (KV; SG 111.100) besteht das 
Recht auf Einsicht in amtliche Akten, soweit nicht überwiegende öffentliche oder pri­ 
vate Interessen entgegenstehen. Dieses sog. Öffentlichkeitsprinzip wird im IDG kon­ 
kretisiert, welches bezweckt, das Handeln der öffentlichen Organe transparent zu 
gestalten und damit die freie Meinungsbildung und die Wahrnehmung der demokrati­ 
schen Rechte zu fördern, soweit nicht überwiegende öffentliche oder private Interes­ 
sen entgegenstehen (§ 1 Abs.2 lit. a IDG). Zu diesem Zweck vermittelt § 25 
Abs. 1 IDG jeder Person einen grundsätzlichen Anspruch auf Zugang zu Informa­ 
tionen, die bei bestimmten öffentlichen Organen vorhanden sind. Die Einschränkun­ 
gen dieses Anspruchs sind in § 29 Abs. 1 IDG umschrieben, wonach das öffentliche 
Organ die Bekanntgabe von oder den Zugang zu Informationen im Einzelfall ganz 
oder teilweise zu verweigern oder aufzuschieben hat, wenn eine besondere gesetz­ 
liche Geheimhaltungspflicht (1. Tatbestand) oder ein überwiegendes öffentliches 
oder privates Interesse entgegensteht (2. Tatbestand). Bezüglich dieses zweiten 
Tatbestandes nennen § 29 Abs. 2 und 3 IDG beispielhaft ( ... liegt insbesondere vor, 
... ) öffentliche bzw. private Interessen, die einer Bekanntgabe entgegenstehen kön­ 
nen. Ob ein festgestelltes öffentliches oder privates Geheimhaltungsinteresse das In­ 
formationszugangsinteresse überwiegt, kann nicht in genereller Weise gesagt wer­ 
den, sondern muss in einer Interessenabwägung im konkreten Fall ermittelt werden 
(RUDIN, in: Rudin/Baeriswyl [Hrsg.], Praxiskommentar zum Informations- und Daten­ 
schutzgesetz des Kantons Basel-Stadt, Basel/Zürich/Genf 2014, Art. 29 N 4, 18 
und 39). Wenn der Informationszugang gemäss § 25 Abs. 1 IDG einer Person ge­ 
währt wird, ist er allen Personen zu gewähren ("access to one, access to all") (VGE 
VD.2014.100 vom 8. Oktober 2014 E. 4.2). Beim Jedermanns-Anspruch auf Zugang 
zu den bei einem öffentlichen Organ vorhandenen Informationen gemäss § 25 Abs. 1 
IDG ist deshalb nicht das individuelle und möglicherweise konkrete Informationszu­ 
gangsinteresse der gesuchsteIlenden Person, sondern das Jedermanns­ 
Zugangsinteresse bzw. das allgemeine Interesse der Öffentlichkeit an einer transpa- 
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renten Verwaltung gegenüber den Geheimhaltungsinteressen abzuwägen (RUDIN, 
a.a.O., § 29 N 23 und 41; vgl. VGE VD.2014.1 00 vom 8. Oktober 2014 E. 4.2). Die 
vom Rekurrenten im Verfahren vor der Vorinstanz behaupteten spezifischen Interes­ 
sen von Forschenden und Fachgesellschaften sind deshalb bei der Interessenabwä­ 
gung nicht zu berücksichtigen. 

4.4 Gemäss § 29 Abs. 2 lit. d IDG liegt ein öffentliches Interesse, das einer Zu­ 
gangsgewährung entgegenstehen kann, insbesondere vor, wenn die Bekanntgabe 
der oder der Zugang zur Information die Position in Verhandlungen beeinträchtigt. 
Nach Ansicht des Gesetzgebers soll damit die wirkungsvolle Verhandlungsführung 
sichergestellt werden. Allerdings könne ein schützenswertes Interesse nur für Infor­ 
mationen angenommen werden, deren Bekanntgabe tatsächlich die Verhandlungs­ 
position des betreffenden öffentlichen Organs schwächen würde (Ratschlag 
08.0637.01 des Regierungsrats vom 10. Februar 2009 betreffend IDG, S.47). Ge­ 
schützt werden damit nicht nur laufende Verhandlungen. Die Position des öffentli­ 
chen Organs kann auch in künftigen Verhandlungen beeinträchtigt werden, sollten 
vertrauliche Informationen aus abgeschlossenen Verhandlungen und Verträgen vor­ 
her publik werden (RUDIN, a.a.O., Art. 29 N 34 petit). 

Gegenstand des hier zu beurteilenden Einsichtsgesuch bilden die Zahlungen, welche 
die hiesige Universitätsbibliothek den Verlagen Elsevier, Springer und Wiley in den 
Jahren 2010 bis 2016 geleistet hat bzw. leisten wird. Damit verlangt der Rekurrent 
Zugang zu Informationen über die zwischen dem Konsortium der Schweizer Hoch­ 
schulbibliotheken bzw. der Universitätsbibliothek Basel und den Verlagen vertraglich 
vereinbarten Linzenzpreise. Es besteht ein erhebliches öffentliches Interesse daran, 
dass die Universitätsbibliothek die Publikationen der drei Verlage auch nach 2016 zu 
möglichst günstigen und praktikablen Bedingungen ihren Nutzern zur Verfügung steI­ 
len kann. Dazu ist sie auf Lizenzverträge angewiesen. Der Umstand, dass einzelne 
Universitätsbibliotheken für die Medienbeschaffung andere Wege gewählt haben sol­ 
len, vermag daran nichts zu ändern. Unbehelflich ist daher das Vorbringen des Re­ 
kurrenten, dass es im Bereich der Medienbeschaffung Alternativen zum sog. Big 
Deal (Verkauf von Medien-Abonnementen in Form umfangreicher Pakete) geben 
soll, die sich bei anderen Bibliotheken als praktikabel und preisgünstiger bewährt hät­ 
ten (Rekursbegründung, S. 12). Im Rahmen der Abwägung zwischen Geheimhal­ 
tungs- und Zugangsinteressen bezüglich Informationen über die vereinbarten Li­ 
zenzpreise bzw. -zahlungen ist kein Raum für die Frage, ob die Universitätsbiblio­ 
thek die benötigten Medien bei den genannten Verlagen beziehen oder versuchen 
sollte, die für Forschende und Studierende benötigten Inhalte auf anderen Wegen zu 
beschaffen. Der Entscheid über die Art und Weise des Medienerwerbs obliegt viel­ 
mehr der Universitätsbibliothek bzw. dem sie vertretenden Konsortium der Schweizer 
Hochschulbibliotheken. Die Verlage haben der Universitätsbibliothek Basel bzw. dem 
Konsortium die bisherigen Lizenzpreise im Vertrauen auf vertragliche Geheimhal­ 
tungsklausein gewährt. Es ist offensichtlich, dass ein ernsthaftes Risiko besteht, dass 


